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Drucksache 1753 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, 

1. unverzüglich die bei seinen Entschließungen zur Steuerreform 1954 
angeregten Vorschläge zur Reform der Ehegattenbesteuerung, ins- 
besondere unter Berücksichtigung der mithelfenden Ehefrau und 
der Hausfrau, und über die Gewährung eines besonderen Frei- 
betrages zum Ausgleich der stärkeren steuerlichen Belastung der 
freien Berufe und der unselbständigen Tätigen vorzulegen und 
gleichzeitig die Beträge für Sonderausgaben so zu erhöhen, daß 
auch für die selbständig Gewerbetreibenden, Landwirte und freien 
Berufe eine ausreichende Altersversorgung sichcrgestellt wird; 

2. Ergänzungen zum Einkommensteuergesetz vorzulegen, durch die 
die Scheingewinnbesteuerung wirksamer vermieden wird, als es 
mit der zur Zeit vorgesehenen Ermächtigung für den Erlaß einer 
Preissteigerungsrücklage geschehen kann (Bildung einer Substanz- 
erhaltungsrücklage und Einführung des Begriffs des „eisernen 
Bestandes”); 

3. zur Erleichterung der deutsdicn Exportbemühungen in solchen 
Ländern, mit denen kein Doppelbesteuerungsabkommen besteht 
oder wo kein Interesse an einem Doppelbesteuerungsabkommen 
mit der Bundesrepublik vorliegt, den § 35 der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung dahingehend umzugestalten, daß die 
im Ausland entrichtete Steuer auf im Inland zu entrichtende 

Steuer angerechnet wird; 

* 

4. in der Handhabung der degressiven Abschreibung der konjunk- 
turellen Lage entsprechend Sorge dafür zu tragen, daß die Finanz- 
verwaltungen eine degressive Abschreibung audi bei beweglidien 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Tftlefont 3551 



Wirtschaftsgütern mit einer Lebensdauer von sechs bis zehn Jahren 
und bei Gebäuden und Gebäudeteilen, die mit derartigen beweg- 
lichen Wirtschaftsgütern unmittelbar verbunden sind, zulassen und 
daß ferner der volle Abschreibungsbetrag im Jahre der Anschaffung 
oder Herssellung zugelassen wird; 

5. geeignete Maßnahmen vorzuschlagen, durch die Rationalisierungs- 
investitionen sowie Beiträge für Forschung und Berufsausbildung 
erleichtert werden. 


Bonn, den 11. Oktober 1955 


Dr, Krone und Fraktion 



